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1. Einleitung

D
er Schutz der freien bzw. unzerschnitte-
nen Landschaft sowie der Lebensräume
für Tiere und Pflanzen ist heute allge-

mein anerkanntes Ziel. Aber auch der Schutz
und die nachhaltige Nutzung der unvermehr-
baren Ressource Boden stellt eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe dar. Der Boden ist Lebens-
grundlage und -raum für Menschen, Tiere und
Pflanzen und damit (wesentlicher) Bestandteil
des Naturhaushaltes. Er schützt durch seine
Filter- und Pufferfunktion auch das Grundwas-
ser und trägt zur Regulierung des Wasserhaus-
haltes bei. Er ist Grundlage für die landwirt-
schaftliche Produktion von Lebens- und Futter-
mitteln sowie nachwachsenden Rohstoffen.

D
er Flächenverbrauch für Siedlungs- und
Verkehrszwecke zählt heute in Deutsch-
land wie auch in anderen Industrie-

nationen zu den drängendsten Umweltproble-
men. Derzeit gehen in Deutschland täglich rund
100 ha zumeist landwirtschaftlich genutzte
Flächen unwiederbringlich verloren. Ziel der
nationalen Nachhaltigkeitsstrategie ist es, den
Flächenverbrauch bis zum Jahr 2020 auf 30 ha
pro Tag zu senken. Die an diesem Positionspa-
pier beteiligten Verbände und Institutionen
unterstützen diese Zielsetzung nachdrücklich.

Entwicklung der Siedlungsstruktur ländlicher Räume
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D
ie Landwirtschaft ist von der Flächen-
inanspruchnahme durch Siedlung und
Verkehr regional unterschiedlich stark

betroffen. Der Flächenverlust für die Landwirt-
schaft kann erhebliche nachteilige Veränderun-
gen für die Agrarstruktur zur Folge haben.
Landwirtschaftlichen Betrieben werden auf
Dauer Produktionsflächen entzogen.

D
abei stellt der Boden den entscheiden-
den, unvermehrbaren und unverzicht-
baren Produktionsfaktor für die Land-

und Forstwirtschaft dar. Das Vorhandensein
ausreichender landwirtschaftlicher Nutzflächen
ist die Voraussetzung für die Entwicklungsfähig-
keit der Betriebe. Der Schutz der Produktionsflä-
chen sollte mit Blick auf zukünftige Produktions-
möglichkeiten auch im Sinne des Ressourcen-
schutzes gesamtgesellschaftliches Ziel sein.

A
ngesichts eines Pachtflächenanteils in
der Landwirtschaft von bundesweit
64 % sind die Bewirtschafter überwie-

gend nicht gleichzeitig Eigentümer der Flächen.
Daher haben sie in der Regel nicht die Möglich-
keit, Flächen zu tauschen oder gar neu zu er-
werben. Der Verkauf von Bauland ist im Sinne
der Landwirte kein ökonomisch sinnvolles
„Fruchtfolgeglied“.

O
ft betrifft der Flächenverlust hochwer-
tige landwirtschaftliche Böden für die
Produktion von Nahrungs- und Futter-

mitteln, nachwachsenden Rohstoffen sowie zur
Verwertung von Nährstoffen. Die daraus resul-
tierende Bodenverknappung hat allgemein
steigende Pachtpreise zur Folge. Die agrarstruk-
turellen Auswirkungen des Flächenverbrauchs
gefährden oftmals die Betriebe in ihren Ein-
kommens- und Entwicklungspotenzialen oder
gar ihrer Existenz. Daneben kann auch die
Zerschneidung durch Straßen für die Nutzung
der landwirtschaftlichen Flächen ein enormes
Problem darstellen.

A
ls mittelbare Folge der Vorhaben mit
erheblichen Beeinträchtigungen von
Natur und Landschaft führt zumeist

auch die naturschutzrechtliche Kompensation
für diese Eingriffe zu einem dauerhaften Verlust
von landwirtschaftlichen Produktionsflächen.
Zwar ist diese naturschutzrechtliche Kompen-
sation im Sinne des Naturschutzes folgerichtig,
jedoch ist die Landwirtschaft dadurch zweifach
betroffen. Neben dem direkten Verlust an
Nutzflächen durch den Eingriff werden in zum
Teil erheblichem Maße landwirtschaftliche
Flächen aus der Produktion genommen (bspw.
für Renaturierung, Aufforstung oder Sukzessi-
on), um die naturschutzrechtliche Kompensati-
on zu erbringen. Ebenso werden teilweise
Bebauungspläne durch umfangreiche Freiflä-
chenanteile ausgedehnt, was den Entzug
landwirtschaftlicher Flächen ebenfalls voran-
treibt.

2.Situation

Betroffenheit der Landwirtschaft
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Betroffenheit des Naturschutzes

D
er Naturschutz ist wie die Landwirt-
schaft durch direkte Flächenverluste für
Siedlungs- und Verkehrszwecke betrof-

fen. Folgen der Versiegelung und Zerschnei-
dung sind der dauerhafte Verlust der natürli-
chen Bodenfunktionen, wie auch des Potenzials
für Arten und Biotope. Landschaften werden
zerschnitten und fragmentiert und damit auch
in ihrer Vielfalt, Eigenart und Schönheit beein-
trächtigt. Flächeninanspruchnahme, Zerschnei-
dung und Fragmentierung mit ihren Sekundär-
wirkungen sind eine wesentliche Ursache für

den Bestandsrückgang der biologischen Viel-
falt. Daher ist der Freiraumschutz auch ein zen-
trales Anliegen des Naturschutzes. Der Erhalt
von Natur und Landschaft in der Kulturland-
schaft, als natürliche Lebensgrundlage, zur
Wahrung der biologischen Vielfalt, für die Erho-
lung und das Landschaftsbild sind wichtige
Zielsetzungen. Darüber hinaus ist die Sicherung
der natürlichen Bodenfunktionen, insbesondere
auch der Bodenfruchtbarkeit, die Grundwasser-
neubildung sowie der Klima- und Hochwasser-
schutz zu nennen.

I
n diesem Zusammenhang stellt die Eingriffs-
regelung nach dem Bundesnaturschutzge-
setz (ggfs. in Verbindung mit dem Bauge-

setzbuch) ein wichtiges Instrument dar, damit
vermeidbare Beeinträchtigungen von Natur und
Landschaft unterlassen sowie unvermeidbare
Eingriffe vorrangig ausgeglichen oder – wo dies
nicht möglich ist – in sonstiger Weise kompen-
siert werden. Hiermit soll der Schaden für Natur
und Landschaft minimiert werden.

D
as verursacherbezogene Instrument der
Eingriffsregelung hat sich zwar in
mancher Hinsicht bewährt, in der Praxis

besteht aber an verschiedenen Stellen Verbes-
serungsbedarf. Dies gilt sowohl für seinen
Beitrag zur Reduzierung der Flächeninanspruch-
nahme als auch im Hinblick auf ein Kompensa-
tionsflächenmanagement in Koordination und
Kooperation mit der Landwirtschaft. Derzeit
wird das Vermeidungsgebot, das aus Sicht des
Naturschutzes mit Blick auf die hier thematisier-
te anhaltende Flächeninanspruchnahme absolu-
te Priorität haben sollte, oft nur unzureichend
beachtet. Häufig wird auch der Vorrang des
funktionalen Ausgleichs vor dem Ersatz in der
Praxis der Genehmigungsbehörden nicht
ausreichend berücksichtigt. Zudem werden
zahlreiche Kompensationsmaßnahmen reali-
siert, die selbst aus naturschutzfachlicher, aber
auch aus landwirtschaftlicher und agrarstruktu-
reller Sicht deutlich verbesserungsbedürftig sind.
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I
m Sinne des Ressourcen- und Freiraum-
schutzes, aber auch der ländlichen und
agrarstrukturellen Entwicklung gilt es, den

Flächenverbrauch insgesamt zu senken.

G
leichwohl müssen Möglichkeiten für
eine nachhaltige Entwicklung des
ländlichen Raums als Wirtschaftsstand-

ort sowie als Wohn-, Erholungs- und Erlebnis-
standort erhalten bleiben. Der ländliche Raum
bedarf einer eigenständigen Entwicklung, um
gleichwertige Lebensbedingungen innerhalb
Deutschlands zu schaffen. Nicht selten besteht
die Gefahr, dass der ländliche Raum auf ökolo-
gische Ausgleichs- und Erholungsfunktionen
für städtische Gebiete reduziert wird. Aber
nicht zuletzt das Stadtumland benötigt eine
intakte und bäuerlich getragene Kulturland-
schaft. Daher gilt es, die spezifischen Wettbe-
werbsvorteile des ländlichen Raums im Sinne
der Nachhaltigkeit zu stärken und gesellschaft-
lich zu honorieren. Dies auch angesichts ge-
wachsener Landschafts- und Agrarstrukturen
mit vielfältigen Naherholungs- und Naturerleb-
nismöglichkeiten.

Betroffenheit des ländlichen Raums

D
aher ist auch aus naturschutzfachlichen
Gesichtspunkten bei der Umsetzung
von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen

eine qualitativ und quantitativ verbesserte
Anwendung geboten. So wird z. B. eine Kom-
pensationspraxis, für die ad hoc, parallel zum
Eingriffsvorhaben Flächen bereitgestellt werden
müssen, aufgrund der dargestellten vielfältigen
Flächenansprüche auch im ländlichen Raum
zunehmend schwieriger. Das führt dazu, dass
zum Teil auf wenig geeignete Flächen oder auf
Flächen mit zu hohen Preisen zurückgegriffen
wird, so dass für die eigentlichen Maßnahmen
die Umsetzung schwieriger und der Finanzrah-
men enger wird. Diese vielfach vorzufindende
Praxis ist aber wenig zielführend. Während
allein der Ankauf noch keine ökologische
Kompensation darstellt, wird andererseits das
Geld für die Anlage und langfristige Erhaltung

von Kompensationsmaßnahmen oft zu knapp
bemessen. Das Ziel wird insbesondere verfehlt,
wenn die Kompensation nicht dauerhaft sicher-
gestellt werden kann und zum „Problemfall“
wird.

D
ie Landwirtschaft kann in solchen Fällen
ein wichtiger Partner sein, um die
Pflege dieser Flächen zu übernehmen

und die Problematik entschärfen zu helfen. Die
zunehmend verfolgten Konzepte zur Bevorra-
tung von Flächen und Maßnahmen (Flächen-
und Maßnahmenpools) bieten die Chance für
ein naturschutzfachlich sinnvolles und nachhal-
tiges Kompensationsflächen- und Maßnahmen-
management. Hierbei gilt es, die Flächeneigen-
tümer und -nutzer einzubinden und agrarstruk-
turelle Belange zu berücksichtigen.
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G
rundsätzliches Ziel ist die Erhaltung der
Kulturlandschaft in Deutschland mit
ihrer Vielfalt an Funktionen für die

Erhaltung und die Entwicklung der biologi-
schen Vielfalt, für die Land- und Forstwirt-
schaft, die Erholung sowie den Klima- und
Ressourcenschutz. In diesem Zusammenhang
stellt die Landwirtschaft eine tragende Säule
des ländlichen Raums dar. Die landwirtschaftli-
che Produktion ist ein entscheidender Garant
für die Erhaltung und Pflege der Kulturland-
schaft. Nicht zuletzt für die Nahversorgung und
Naherholung in stadtnahen Regionen kommt
ihr eine herausragende Bedeutung zu. Die
bestehenden landwirtschaftlichen Nutzflächen

gilt es daher als Potenzial für die Produktion
von Nahrungs- und Futtermitteln sowie nach-
wachsenden Rohstoffen, für den Erhalt der
biologischen Vielfalt, den Bodenschutz und
weitere ökologische Funktionen zu bewahren.

D
ie Betrachtung der landwirtschaftlichen
Nutzflächen als Flächenreserve für
andere Nutzungen und die Reduzierung

der Landwirtschaft auf die Funktion des Flä-
chenbereitstellers wird den künftigen gesell-
schaftlichen Herausforderungen des ländlichen
Raums nicht gerecht. Hier ist dringend ein
Umdenken erforderlich.

N
eben den vielfältigen Naturschutz-
und ökologischen Ausgleichsfunktio-
nen des ländlichen Raums muss dieser

als wichtiger Wirtschaftsstandort und die
Landwirtschaft als tragender Wirtschaftsfaktor
gestärkt werden. Der Erhalt der Wirtschaftlich-
keit der landwirtschaftlichen Betriebe unter
anderem als Partner für den Natur- und Land-
schaftsschutz bedarf daher besonderer Auf-
merksamkeit. Hierfür benötigen die landwirt-
schaftlichen Unternehmen verlässliche wirt-
schaftliche Grundlagen, einen ausreichenden
Entwicklungsspielraum und möglichst wenig
bürokratische Vorgaben.

E
s bedarf grundsätzlich verlässlicher
agrar-, umwelt-, regional- und wirt-
schaftspolitischer Rahmenbedingungen.

Aufbauend darauf kann die Pflege und der
Erhalt der Kulturlandschaft einerseits mit
Instrumenten des Vertragsnaturschutzes und
der Agrarumweltprogramme gewährleistet
werden. Andererseits kann dies aber auch
durch eine geeignete Integration von Kompen-
sationsmaßnahmen in die landwirtschaftliche
Produktion bzw. die Betriebe im Rahmen der
Eingriffsregelung sichergestellt werden. Hier-
durch bieten sich der Landwirtschaft wiederum
zusätzliche Möglichkeiten zur Wertschöpfung.

3. Zielvorstellungen für eine
zukünftige Flächennutzung
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I
m Sinne einer nachhaltigen Flächennutzung
sind künftig flächensparende, umweltscho-
nende und intelligente Planungen für

Verkehrswege, Wohn- und Gewerbegebiete –
insbesondere auch durch interkommunale
Zusammenarbeit – erforderlich.

V
oraussetzung für eine sinnvolle und
zielführende Planung ist zunächst die
Schaffung einer fundierten und diffe-

renzierten statistischen Datengrundlage über
die aktuelle und zu erwartende Flächeninan-
spruchnahme durch Siedlungs- und Verkehrs-
maßnahmen.

A
ngesichts der heute in vielen Regionen
zum Teil unausgelasteten Infrastruktur
und einer künftig schrumpfenden

Bevölkerung ist die Begrenzung neuer Bauland-
ausweisungen auch ökonomisch vernünftig.
Die Revitalisierung von Gewerbe- und Industrie-
brachen sollte daher vorangetrieben werden,
um etwa vorhandene Infrastruktur zu nutzen.
Gleichzeitig bedarf es der Erschließung und
Revitalisierung innerörtlicher Potenziale (Innen-
stadt bzw. Dorfkerne). Ziel sollte eine flächen-
sparende, umweltschonende und qualitätsvolle
Bauweise sein. Durch Flächenrecycling und
Baulückenschließung im Rahmen von Innen-
stadtsanierungen und Dorferneuerungen unter
Nutzung von Industrie- oder Gewerbebrachen
sowie ungenutzter Gebäude kann die Neuver-
siegelung deutlich reduziert werden. Im Zusam-
menhang mit der Verdichtung des Bauens muss
jedoch die „Wohnumfeld-Gestaltung und -Qua-
lität“, die unter anderem durch ausreichende
Grünstrukturen bestimmt wird, deutliche
Berücksichtigung finden.

G
rundsätzliches Ziel sollte eine Vermei-
dungsstrategie bei der Neuinanspruch
nahme von Flächen und von Neuversie-

gelungen sein. Daher muss der Grundsatz
„Entsiegelung bei Neuversiegelung“ konse-
quent angestrebt werden. Auch in der Planung

4.Ansätze zur Reduzierung
der Flächeninanspruchnahme
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von Straßen und Wegen sollte ein Ausbau vor
dem Neubau erfolgen. Nicht genutzte Straßen
und Wege sollten zurückgebaut werden, sofern
sie für die Erschließung des ländlichen Raums
oder die landwirtschaftliche Nutzung nicht
erforderlich sind.

A
uf die Landwirtschaft bezogen sollten
die Umnutzung und Sanierung von
Altbauten gefördert werden. Landwirt-

schaftliche Freiflächenpotenziale gilt es zu
sichern und weiterzuentwickeln. Ziel des Frei-
raumschutzes ist die Wahrung von Potenzialen
für die landwirtschaftliche Produktion, die
Erhaltung der biologischen Vielfalt sowie die

Erhaltung der vielfältigen und bäuerlichen
Agrarstruktur. Ohne eine intakte, bäuerlich
geprägte Agrarstruktur würden ansonsten die
Landwirte als Partner zum Erhalt der Kulturland-
schaft sowie für den Naturschutz und die
Landschaftspflege dauerhaft verloren gehen.

N
eben den genannten Ansätzen zur
Verminderung der Flächeninanspruch-
nahme sowie zu deren Konkretisie-

rung finden sich sowohl in der nationalen
Nachhaltigkeitsstrategie als auch in Positions-
papieren der beteiligten Verbände geeignete
Instrumente, die hier nicht näher ausgeführt
werden.

5. Schritte zur optimierten
Anwendung der Eingriffsregelung

E
ntsprechend der Entscheidungskaskade
der Eingriffsregelung nach dem Bundes
naturschutzgesetz müssen Beeinträchti-

gungen von Natur und Landschaft grundsätz-
lich vermieden werden. Eine konsequentere
Beachtung dieses Vermeidungsgrundsatzes ist
damit ein wichtiger Beitrag zur Reduzierung der
Flächeninanspruchnahme.

W
enn nicht vermeidbare und bereits
minimierte Eingriffe ausgeglichen
oder auf sonstige Weise kompen-

siert werden müssen, sollten verstärkt Entsiege-
lungspotenziale genutzt und kooperative Lö-
sungen zwischen Landwirtschaft und Natur-
schutz gesucht werden. Sofern landwirtschaft-
liche Nutzflächen betroffen sind, insbesondere
wenn die Aufgabe der landwirtschaftlichen
Nutzung nicht zu verhindern ist, sollte dieser
Flächenverlust agrarstrukturell verträglich
durchgeführt werden.

A
ckerflächen werden allzu leicht ver-
plant und für Kompensationszwecke in
Anspruch genommen, da ihnen in den

angewandten pauschalen Bewertungsverfahren
oftmals eine geringe ökologische Wertigkeit
und damit ein hohes Aufwertungspotenzial
beigemessen wird. Damit wird die Bedeutung,
die diese Flächen zum Erhalt der Kulturland-
schaft und als Lebensraum haben, nicht ent-
sprechend berücksichtigt. Gleichzeitig stellen
diese – insbesondere durch ihr meist hohes
Ertragspotenzial – die Versorgung mit hochwer-
tigen Lebensmitteln und nachwachsenden
Rohstoffen sicher.

D
aher werden für eine verbesserte
Anwendung der Eingriffsregelung in
der Praxis überarbeitete, einheitliche

und adäquate Bewertungsverfahren im Rahmen
der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung
gefordert. Hierbei sollen die landwirtschaft-
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lichen Flächen insbesondere entsprechend ihrer
naturschutzfachlichen Funktionen und Poten-
ziale und im Sinne einer unvermehrbaren
Ressource angemessen berücksichtigt werden.
In diesem Zusammenhang wird auch die Prü-
fung von Entsiegelungsmaßnahmen zur Kom-
pensation von beeinträchtigten Bodenfunktio-
nen für wichtig erachtet. Hierfür sollte die
Entsiegelung als prioritäre Maßnahme eine
Aufwertung erfahren, da sie bisher im Vergleich
sehr kostenaufwendig ist.

I
nsgesamt ist somit eine qualitativ und
quantitativ verbesserte Anwendung der
Eingriffsregelung erforderlich. Die vorhan-

dene Möglichkeit, Eingriff und Ausgleich in der
Praxis stärker zeitlich und räumlich zu entkop-
peln, sollte verstärkt genutzt werden. Unter Nut-
zung von Ökokonten und Flächenpools sollten
Kompensationsmaßnahmen gebündelt und auch
mit Maßnahmen kombiniert werden, die unter
Einsatz von Ersatzgeldern umgesetzt werden.

B
esondere Bedeutung erlangen daher
nach Ansicht der an diesem Positions-
papier beteiligten Verbände und Institu-

tionen nicht nur die striktere Durchsetzung des
Vermeidungsgebotes und die konsequente
Nutzung von Entsiegelungspotenzialen, son-
dern auch gesamträumliche Kompensations-
konzepte (Kompensationsflächen- und Maß-
nahmenpools, Ökokonto). Diese müssen mit
einem konsequenten Flächenmanagement zur
Lenkung der Kompensationsflächen und -maß-
nahmen im Interesse eines effektiven Natur-
schutzes und der Landwirtschaft verbunden
werden. Dabei sollte sich die Schwerpunkt-
setzung bei den Maßnahmen an landschaftsty-
pischen Leitbildern orientieren.

E
ine konsequente Umsetzung des Prin-
zips „Naturschutz durch Nutzung“
erfordert eine stärkere Integration von

Kompensationsmaßnahmen in landwirtschaft-
liche Betriebe und ggf. Produktionssysteme in
Anlehnung an den Vertragsnaturschutz. So
können eine besonders umwelt- und naturver-
trägliche Nutzung der landwirtschaftlichen
Flächen sowie die ökologische Aufwertung von
vorhandenen Biotopen durch produktions- und
betriebsintegrierte Maßnahmen (u. a. Blühstrei-
fen) eine Kompensation für bestimmte Eingriffe
in Natur und Landschaft an anderer Stelle
darstellen.

D
urch eine Umsetzung der vom Natur-
schutzgesetz geforderten Ausgleichs-
maßnahmen durch die Landwirtschaft

kann auch eine angemessene Honorierung der
von ihnen erbrachten Leistungen erzielt wer-
den. Zugleich kann die Landwirtschaft eine
fachgerechte und dauerhafte Umsetzung der
Ausgleichsmaßnahmen gewährleisten.

Z
ur Sicherung der Durchführung von
Kompensationsmaßnahmen und zur
Steigerung der Effektivität der Eingriffs-

regelung ist die Einrichtung des im Bundesna-
turschutzgesetz vorgeschriebenen Kompensati-
onsflächenkatasters notwendig. Zudem bedarf
es einer fortlaufenden und systematischen
umsetzungs- und naturschutzfachlichen Er-
folgs- und Aufwertungskontrolle sowie der
notwendigen langfristigen Pflege der Aus-
gleichs- und Ersatzflächen. Die frühzeitige Ein-
beziehung aller Betroffenen in konzeptionelle
Planungen ist unverzichtbar. Zur Verbesserung
des Vollzuges können verschiedene Institutio-
nen in Kooperation von Landwirtschaft und
Naturschutz eingerichtet werden, die die Um-
setzung und Qualität der Maßnahmen verbes-
sern und den langfristigen Erhalt und die
erforderliche Pflege sichern.
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D
ie nach wie vor mit rund 100 ha pro Tag
zu hohe Flächeninanspruchnahme für
Siedlungs- und Infrastrukturmaßnah-

men in Deutschland stellt eines der bedeutend-
sten Umweltprobleme der heutigen Zeit dar.
Die an diesem Positionspapier beteiligten
Verbände und Institutionen unterstützen die
Zielrichtung der nationalen Nachhaltigkeitsstra-
tegie, diesen Flächenverbrauch bis 2020 auf 30
ha pro Tag zu senken. Sowohl Landwirtschafts-
als auch Naturschutzverbände streben ferner
das Prinzip „Entsiegelung bei Neuversiegelung“
an, erachten aber darüber hinaus Maßnahmen
zur optimierten Einbeziehung von Gewerbe-
und Industriebrachen und von innerörtlichen

6. Zusammenfassung

Flächenpotenzialen für notwendig. Eine quali-
tativ und quantitativ verbesserte Anwendung
der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung
nach dem Naturschutzrecht ist dringend erfor-
derlich. Dies gilt in Bezug auf eine stärkere
Durchsetzung des Vermeidungsgebotes und
der Entsiegelung insbesondere zur Kompensati-
on von Bodenfunktionen sowie einen stärkeren
Einsatz von gesamträumlichen flächensparen-
den Kompensations- und Flächenmanagement-
konzepten in Kooperation mit der Landwirt-
schaft. Dadurch könnten neben einer Senkung
des Flächenverbrauchs deutliche Fortschritte für
ein kooperatives Miteinander von Landwirt-
schaft und Naturschutz erzielt werden.
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7. Gertrude Penn-Bressel, Umweltbundesamt
UBA

8. Steffen Pingen, Thomas Muchow, Deut-
scher Bauernverband DBV

9. Florian Schöne, Naturschutzbund Deutsch-
land NABU

10. Prof. Dr. Wolfgang Schumacher, Institut für
landwirtschaftliche Botanik der Universität
Bonn, Abteilung Geobotanik und Natur-
schutz

11. Torsten Wilke, Matthias Herbert, Bundes-
amt für Naturschutz BfN

Das Bundesministerium für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit hat die Erstellung
des Positionspapiers der Verbände zur Reduzie-
rung des Flächenverbrauchs positiv begleitet.
Das Bundesministerium unterstützt die hierin
getroffenen Aussagen und dessen Inhalt.

Mit freundlicher Unterstützung der


